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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 108/03 B 

 

 

 
…………………………………………………….., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ......................................................, 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Mai 2003 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr. B u r c h a r d t   sowie die Richter   M ü t z e    

und   B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 16. Januar 2003 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialge-

richts (LSG) gerichtete Beschwerde, die allein auf den Zulassungsgrund der Abweichung 

gestützt wird, ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 

Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese 

Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 3. Aufl, 2002, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es. 

 

Eine Abweichung (Divergenz) iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinreichend dar-

gelegt, wenn schlüssig aufgezeigt wird, mit welchem genau bestimmten entscheidungser-

heblichen Rechtssatz die angegriffene Entscheidung des LSG von welcher genau be-

stimmten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Ge-

richtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ab-

weicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Divergenz liegt nicht schon vor, 

wenn die angefochtene Entscheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das BSG, 

der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesen 

Kriterien - ausdrücklich - widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat; 

die Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall rechtfertigt nicht die Zulassung der Re-

vision wegen Abweichung (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 29; BSG Beschluss vom 

28. September 1998 - B 4 RA 200/97 B - = HVBG-Info 1999, 3008; BSG Beschlüsse vom 

18. Juli 2000 - B 2 U 160/00 B - und 18. September 2000 - B 2 U 244/00 B -; 

Krasney/Udsching, aaO, RdNr 196 mwN). Diesen Anforderungen entspricht der Vortrag 

der Klägerin nicht.  

 

Sie trägt vor, das LSG sei von dem das Urteil des BSG vom 31. Juli 1985 - 2 RU 74/84 - 

(SozR 2200 § 548 Nr 75) tragenden Rechtssatz abgewichen, "daß als mitwirkende be-

triebliche Umstände nicht nur solche in Betracht kommen, die den Versicherten einer 

Gefährdung aussetzen, die um ein mehrfaches die im privaten Lebensbereich des Versi-

cherten bestehende Gefährdung übersteigen und die Voraussetzungen eines Arbeitsun-

falls auch dann vorliegen können, wenn auch betriebliche Umstände als Ursachen in na-

turwissenschaftlich-philosophischem Sinn in Betracht kommen". Die Entscheidung des 

LSG beruhe auf dem - hiervon abweichenden - Rechtssatz : "Wenn betriebliche Um-

stände die Unfallgefahr am Arbeitsplatz gegenüber den Gefahren des allgemeinen Le-

bens nicht wesentlich erhöht haben, liegt ein Arbeitsunfall im Sinne des § 8 Absatz 1 

Satz 2 SGB VII nicht vor". Da ein solcher Rechtssatz indes der angefochtenen Entschei-

dung nicht wörtlich - und auch nicht dem Sinne nach - zu entnehmen ist, hätte die Kläge-

rin hier im Einzelnen durch Zitierung der Passagen der Entscheidungsgründe und ent-

sprechende Erläuterung darlegen müssen, woraus sich der von ihr genannte Rechtssatz 
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gleichwohl aus dem Berufungsurteil ergeben soll. Dies hat sie jedoch versäumt. Dies gilt 

entsprechend auch für den von ihr der Entscheidung des BSG entnommenen Rechtssatz. 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 3 Halbs 2 

SGG). 

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

